Deutscher Bundestag 
4. Wahlperiode 


Drucksaclie iV/ 1389 


Der Bundesminister der Finanzen 

V B/3 - F 8443 - 2/63 


Bonn, den 19. Juni 1963 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Zustimmung zur Überlassung junger Anteile an wirt- 
schaiiiiclien Unternehmungen an andere Bezieher als 
den Bund; 

hier: Kapitalbeteiligung des Landes Norclrhein-West- 
falen und des Vereins für die bergbaulichen In- 
teressen an der Treuhandstelle für Bergmanns- 
wohnstätten im rlieinisch-wesifälischen Stein- 
kohlenbezirk mbH in Essen 

Bezug: § 47 Abs. 4 i.V.m. Absatz 3 der Reichshaushaltsordnung 
(RHO) 


Die Treuhandstelle für Bergmanns Wohnstätten im rheinisch- 
westfälischen Steinkühlenbezirk mbH mit dem Sitz in Essen 
ist eine der Treuhandsteilen, die gemäß § 2 des Ersten Ge- 
setzes über Bergmannssiedlungen vom 10. März 1930 (RGBl. I 
S. 32) das sogenannte Bergmannssiedlungsverraögen verwal- 
ten. Sie betreut und fördert den Kleinv/ohnungsbau für Berg- 
leute im Ruhrrevier und ist Organ der staatlichen Wohnungs- 
baupolitik. 

Die Treuhandstelle hat die Rechtsform einer Gesellschaft mit 
beschränkter tlaftiing; ihr Stammkapital von 600 000 DM gehört 
zu 75W dem Bund und zu 257o dem Verein für die bergbauli- 
chen Interessen (Vbl). 

Seit Jahren besteht ein Mißverhältnis zwischen dem Eigenka- 
pital und der Bilanzsumme des Unternehmens, die zum 31. De- 
zember 1961 rund 411 Mio DM betrug. Der gesetzliche Prü- 
flings verband hat allein aus diesem Grunde wiederholt eine 
angemessene Kapitalerhöhung für dringend notwendig erklärt. 
Die Gesellschaft ist auf die Zufuhr neuen Kapitals aber auch an- 
gewiesen, um ihre fast ausschließlich im Rahmen des Bergar- 
beiterwohnungsbaues stattfindende Neubautätigkeit fortsetzen 
und ihren umfangreichen Bestand an älteren Wohnhäusern mo- 
dernisieren zu können. 


Drude: Budic ruckere' Peter Meier, 5201 Buisdorf/Siegburg 
A.ieiuverti ieb: Dr. Hrins Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postf ich 821, Goethestraße 54, l ei. 6 35 51 
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In langwierigen Verhandlungen hat sich der Vbl bereit erklärt, 
sich an einer Kapitalerhöhung über seinen bisherigen Anteil 
hinaus zu beteiligen. Die Industriegewerkschaft Bergbau und 
Energie, die an den Verhandlungen deshalb beteiligt gewesen 
ist, weil bis zum Jahre 1934 auch Gewerkschaften Gesellschafter 
der Treuhandstelle waren, hat davon abgesehen, Gesellschafter 
der Treuhandstelle zu werden und an einer Kapitalerhöhung 
teilzunehmen. Um den Anteil des Bundes an der Kapitalauf- 
stockung möglichst gering zu halten, sind auch Verhandlungen 
mit dem Land Nordrhein-Westfalen aufgenommen worden, in 
dessen Gebiet sich die Tätigkeit der Treuhandstelle ausschließ- 
lich vollzieht. 

Die Verhandlungen haben zu dem Ergebnis geführt, daß das 
Kapital von 600 000 DM auf 7 650 000 DM erhöht und dabei dem 
Vbl ein weiterer Stammanteil von 3 675 000 DM und dem Land 
Nordrhein-Westfalen ein Stammanteil von 1 912 000 DM über- 
lassen werden sollen. Der Bund soll einen weiteren Anteil von 
1 462 500 DM übernehmen. Nach Durchführung der Kapitalerhö- 
hung wären der Vbl mit 50% sowie Bund und Land mit je 25% 
am Kapital des Unternehmens beteiligt. Der Bund wird durch 
entsprechende Satzungsbestimmung die Rechte aus der Sperr- 
minorität behalten. Außerdem sollen durch Änderung des Ge- 
sellschaftsvertrages die bislang ungewisse Rechtslage hinsicht- 
lich des Bergmannssiedlungsvermögens geklärt und die An- 
sprüche des Bundes auf dieses Vermögen im Falle der Auflö- 
sung der Treuhandstelle gesichert werden. 

Die Verhandlungen sind von dem Herrn Bundesminister für 
Wohnungswesen, Städtebau und Raumordnung in enger Füh- 
lungnahme mit mir geführt worden. Ich befürworte die vorge- 
sehene Regelung und bitte im Einvernehmen mit dem Herrn 
Bundesminister für Wohnungswesen, Städtebau und Raum- 
ordnung, für die Überlassung neuer Stammanteile der Treu- 
handstelle an den Vbl und das Land Nordrhein-Westfalen die 
Zustimmung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Dem Herrn Präsidenten des Bundesrates habe ich den gleich- 
lautenden Antrag übersandt. 


In Vertretung 

Grund 
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